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GASTBEITRAG DR. WULF-DIETRICH LEBER

Konzentriert euch!
Das Zauberwort „Qualität“ wird in der kommenden Legislaturperiode vom Begriff „Digitalisierung“ 
beerbt, glaubt Dr. Wulf-Dietrich Leber. Der Kassenlobbyist fordert außerdem eine Konzentration des 
Leistungsgeschehens. Auf die Länderbehörden setzt er dabei nicht, eher auf den G-BA – und auf eine 
Verfassungsänderung.

Die deutsche Krankenhauslandschaft 
ist hochgradig unkonzentriert. Ein­
griffe wie Hüftendoprothesen werden 
in fast 1 200 Krankenhäusern durch­
geführt – teilweise mit patientenge­
fährdend kleiner Fallzahl. Im Ruhr­
gebiet stehen die Krankenhäuser eng 
gedrängt nebeneinander und alles, 
was bisher an Zentrenmarketing den 
Anschein von Professionalität vermit­
telt, hat nicht dazu geführt, dass ab­
seits der Zentren weniger Leistungen 
erbracht wurden. Daran wird auch 
die Zentrumsvereinbarung nichts än­
dern. Und überhaupt gibt es zu viele 
Betten, zu viele Standorte. Die Leopol­
dina hatte in ihrem jüngst publizier­
ten Thesenpapier darauf aufmerksam 
gemacht, dass eine Übertragung der 
dänischen Krankenhausplanung eine 
Reduktion der Krankenhausstandorte 
von derzeit 2 000 auf 330 bedeuten 
würde; diese hätten dann aber alle 
CT, MRT und Fachärzte für Innere 
Medizin / Kardiologie, Allgemein­

chirurgie, Unfallchirurgie und Anäs­
thesie / Intensivmedizin, die rund um 
die Uhr und an allen Tagen der Woche 
verfügbar sind. 

Degenerierter Strukturfonds 
erfreut die Länder 
Was hat die letzte Legislaturperiode 
an dieser Situation geändert? We­
nig, fast nichts. Immerhin wurde ein 
Strukturfonds eingerichtet, der dazu 
dienen sollte, nicht mehr bedarfs­
notwendigen Krankenhäusern den 
Marktaustritt zu erleichtern. Dieser 
Strukturfonds degenerierte allerdings 
zu einem Griff der Länder in den Ge­
sundheitsfonds mit ganz normalen, 
strukturkonservierenden Erhaltungs­
investitionen, die eigentlich aus den 
Haushalten der Länder hätten be­
stritten werden müssen. Vorsichtige 
Ansätze zur Konzentration gab es bei 

der Umsetzung von Mindestmengen, 
die jedoch noch der Konkretisierung 
durch den Gemeinsamen Bundesaus­
schuss (G-BA) bedürfen. Die Neu­
ordnung der Notfallstufen wurde 

vorsichtshalber auf die nächste Legis­
laturperiode verschoben.

Digitalisierung: Ein Prozess voller 
Überraschungen
Das Krankenhausstrukturgesetz 
(KHSG) hat die letzte Legislaturperio­
de dominiert. Es bescherte der Selbst­
verwaltung rund zwei Dutzend Umset­
zungsaufgaben, von denen etwas mehr 
als die Hälfte inzwischen abgearbeitet 
worden sind. Vergleichsweise reibungs­
los funktionierten die DRG-Adjustie­
rung, so beispielsweise die Absenkung 
der Sachkosten. Überall jedoch, wo es 
um Grundsatzpositionen der Selbst­
verwaltungspartner ging, gestaltet sich 
die Umsetzung zäh: Hochschulambu­
lanzen, Entlassmanagement oder die 
Definition von Zentren.

Das Zauberwort des KHSG war 
„Qualität“: Qualitätsorientierte Zu- 
und -abschläge, Qualitätsverträge, 
planungsrelevante Qualitätsindika­
toren, Mindestmengen … Noch ist es 
zu früh, eine Bilanz zu ziehen, denn 
eine Veränderung der realen Versor­
gungswelt ist erst in einigen Jahren zu 
erwarten. 

Das Zauberwort der nächsten Le­
gislaturperiode dürfte „Digitalisie­
rung“ sein. In der Tat besteht Be­
schleunigungsbedarf nach Jahren 
der Stagnation bei dem so wichtigen 
Vorhaben wie der elektronischen 
Gesundheitskarte (eGK) und der 
elektronischen Patientenakte in den 
Krankenhäusern. In diesen Wochen 

Überall, wo es um Grund­
satzpositionen der Selbst­
verwaltungspartner ging, 
gestaltet sich die Umset­
zung des KHSG zäh. 

Wulf-Dietrich Leber
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Wulf-Dietrich Leber ist seit Februar 2008 

Leiter der Abteilung „Krankenhäuser“ 

beim GKV-Spitzenverband und verhandelt 

jedes Jahr rund 40 Rahmenvereinbarun-

gen für Krankenhäuser mit der DKG.
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ist immerhin der Startschuss für 
den bundesweiten Rollout der eGK  
gefallen. Der weitere Digitalisierungs­
prozess dürfte vieldimensional und 
nicht ohne Überraschungen verlau­
fen. Die zentrale Herausforderung 
ist die elektronische Patientenakte, 
die möglicherweise weniger ein tech­
nisches Problem sein wird. Da ein 
hoch komplexes, abgestuftes System 
von Schreib-, Lösch- und Leserechten 
definiert werden muss, erwartet uns 
eine juristische machtpolitische Aus­
einandersetzung zwischen Patienten, 
Behandlern, Kassen und ganz neuen 
Playern. Ein zweiter Schwerpunkt der 
nächsten Legislaturperiode dürfte die 
Neuordnung der Notfallversorgung 
sein – ein Problem im Grenzbereich 
von ambulanter und stationärer 
Versorgung. Dass die tatsächliche 
Notfallversorgung nicht mehr allein 
in der Hand der kassenärztlichen 
Vereinigungen liegt, wird nur noch 
von wenigen bestritten. Aber es geht 
nicht nur um eine neue Vergütung 
von Krankenhausambulanzen. Auch 
die Notfallversorgung bedarf einer 
Konzentration – womit wir beim drit­
ten, vielleicht wichtigsten Thema der 
nächsten Legislaturperiode wären: 
der Konzentration des Leistungsge­
schehens.

Landesplanung leistet notwendigen 
Konzentrationsprozess nicht
Die eingangs erwähnten Probleme müs­
sen angegangen werden. Es ist nicht zu 
erwarten, dass der notwendige Konzen­
trationsprozess durch Landesplanung 
geschieht. Er wird wohl eher durch 
bundesweite Regelungen des G-BA 
vonstattengehen. Sicherstellungszu­
schläge, Mindestmengen oder Notfall­
stufen sind nur einige erste Beispiele für 
den Trend, der da lautet: Marktregu­
lierung statt Landesplanung. Vielleicht 
wird man irgendwann auch verfas­
sungsrechtlich nachjustieren.	
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